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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 38/10 B 
 
L 9 U 430/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 8 U 2753/00 (SG Reutlingen) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Handel und Warendistribution, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. April 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 15. Dezember 

2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Da die Begründung hier nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt 

sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Der Kläger hat entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 

SGG (grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dar-

gelegt noch bezeichnet. Er stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund der Abweichung 

(§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). Eine solche ist nur hinreichend dargetan, wenn aufgezeigt wird, mit 

welcher genau bestimmten entscheidungserheblichen rechtlichen Aussage die angegriffene 

Entscheidung des LSG von einer ebenfalls genau bestimmten rechtlichen Aussage der höchst-

richterlichen Rechtsprechung - hier des Bundessozialgerichts (BSG) - abweicht und auf dieser 

Abweichung beruht (BSG SozR 1500 § 160 Nr 54). Der Kläger meint, die Entscheidung des 

LSG beruhe auf einer "Beweiswürdigung", bei der das LSG die vom BSG entwickelten Beweis-

maßstäbe "verkannt" habe. Er macht damit nicht geltend, dass eine Abweichung im Grundsätz-

lichen vorliege, denn die Beweiswürdigung beschäftigt sich mit der Würdigung der ermittelten 

Tatsachen und der Anwendung der maßstäblichen Rechtssätze auf den Einzelfall, nicht aber 

mit der Entwicklung solcher Maßstäbe selbst. Die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall 

stellt jedoch keinen Grund für die Zulassung der Revision dar (vgl § 160 Abs 2 SGG). Dass das 

LSG einen maßstäblichen Rechtssatz seiner Entscheidung zugrunde gelegt hat, der von einem 

Rechtssatz des BSG bewusst abweicht, hat der Kläger dagegen nicht aufgezeigt.  

 

Im Übrigen kann der Ausschluss der Rüge fehlerhafter Beweiswürdigung (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG) nicht durch die Rüge einer "Abweichung" umgangen werden.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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